Modernisierung, Emanzipation und Verfolgung – Wie sich grundlegende Entwicklungen deutscher Geschichte in zwei Biographien Laupheimer Juden widerspiegeln

AB1 Die Ausgangslage der württembergischen Juden im 19. Jahrhundert  

[bookmark: _Hlk121410234]Im 19. Jahrhundert erfolgten im Königreich Württemberg, wie auch in vielen anderen Staaten des Deutschen Bundes erste Schritte zur rechtlichen Gleichstellung der ansässigen Juden. Die über Jahrhunderte erhebliche rechtliche, politische und soziale Benachteiligung und Ausgrenzung wurde so zwar noch nicht aufgehoben, jedoch wurde die Kluft zwischen den christlichen und der „israelitischen Glaubens-Genossen“ geringer, was durchaus auch Widerstände und kontroverse Haltungen zu dieser Politik hervorrief, sei es aus wirtschaftlichen oder religiös motivierten Positionen heraus. Das „Gesetz in Betreff der öffentlichen Verhältnisse der israelitischen Glaubens-Genossen“, das König Wilhelm am 25.04.1828 verfügte, war allerdings trotz noch immer bestehender Ungleichbehandlungen ein wesentlicher Schritt zur Emanzipation der Juden in Württemberg:
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Die Juden wurden hier also auf das württembergische Recht auch in privaten und familiären Angelegenheiten verpflichtet, sodass nun auch Erb-, Ehe- oder auch schulrechtliche Fragen nicht mehr innerjüdischen Traditionen folgen sollten, sondern sich, ganz im Sinne der Richtung des aufgeklärten Reformjudentums, an den offiziellen Staatsregelungen zu orientieren hatten. Auch die ausschließliche Verwendung der deutschen Sprache bei allen Rechtsgeschäften zielte darauf ab, hergebrachte Traditionen zu brechen und die Juden in den Staat einzugliedern, sie an ihn anzupassen. Wesentlich war die Anerkennung der weitgehenden Gewerbefreiheit, die Juden jetzt auch formal Zugang zu höheren Verwaltungs- und Beamtenposten gestattete, wenngleich dies in der Praxis oft bei der Umsetzung nicht berücksichtigt wurde. Das Gesetz wollte vor allem den sogenannten „Schacherhandel“, also eine Art freies Warenvertretungsgeschäft auf eigene Rechnung, in dem Juden vor allem tätig waren, unterbinden.
Anreize dazu, aber auch Grenzen der Gleichstellung zeigen sich in Artikel 15 und 18:
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In diesem rechtlichen Umfeld wuchs der 1833 in Laupheim geborene Kilian von Steiner auf.
 (
Gesetzesauszüge
 aus dem „Gesetz
 
in Betreff der öffentlichen Verhältnisse der israelitischen Glaubens-Genossen
“
: ©Wikimedia 
commons
 
Gesetz des Königreichs Württemberg. (https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Gesetz_in_Betreff_der_öffentlichen_Verhältnisse_der_israelitischen_Glaubensgenossen_25_April_1828.jpg), „Gesetz in Betreff der öffentlichen Verhältnisse der israelitischen Glaubensgenossen 25 April 1828“, als gemeinfrei gekennzeichnet, Details auf Wikimedia Commons: https://commons.wikimedia.org/wiki/Template:PD-old
)
Aufgaben:

1. Arbeiten Sie zentrale Veränderungen im rechtlichen Status der württembergischen Juden heraus. Formulieren Sie Ihre Ergebnisse in klaren, kompakten Thesen!

2. Erläutern Sie, was daran „modern“ sein könnte.

3. Tauschen Sie sich in der Stammgruppe mit den Mitgliedern der anderen Expertengruppen aus. Sichern Sie die Ergebnisse auf dem entsprechenden AB.
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Art. 1.
Uligemcines Reches:Berhaltmid.

Die im Konigreidye cinbeimifhen Jsracliten genicfen, o rweit nidht das gegens
wirtige Gcfeg eine Wusnabme begrinder, dic Redte der Wiheetembergifdhen Unters
thanen.

&Sic find allen biirgerlichen Gejegen untevivorfen, und haben alle Pflichten und Leis
ftungen der dibrigen Untertbanen ju crfiillen.

Art. 3.
Aunahme von FamilicnNamen.

Qeder cinbeimijche Jsvaelite hat fite fid) und feine NadyFommen cinen beftimmten
Familicn:Namen mit Genchmigung der  betveffenden Staats s Behdrde angunelyvien,
welden ex fiie immer und in allen Verbdlmiffen fihren mug.

Diejenigen Jsracliten, tweldye cine Handlungs:Firma unter ihrom bisherigen Ne-
men fitheeen, Ednnen den leGtern als Handlungs:Firma neben ihvem neuen Gefdledytss
Namen beibehalten.

Art. 15.
Anfprudy auf das Biirgerrecht.

Der Ueberfiedler wixd, wofern nidt der Gemeinderath felbft die Crtheilung bes
Biivgervedits fiie angemeffen. evaditet, unddyft nur in das Veifigredyt der Gemeinde
aufgenommen.

Die Uufnabme in das Virgerredit Fann verfelbe, fo wie ber jiidifhe Beifiger
tiberbaupt exft dann verlangen, wenn er den Felbbau ober cin Handwert bereits wenigs
ftend zeben Jabre lang felbftftdndig betricben bat.

Art. 18.
Strafc deé Riidfallé in den Sdadyerhandel.

Dex Joraelite, ber nad) ciner unter dem Jitel des Felvbaues oder des HandrerPs
vollzogenen Ueberfiedlung jum Sdyadyerbandel (Art. 36) zuriicktritt, unterliegt neben
ufpenfion der etrwa bereits erlangten Redyte des Gemeinde:BViirgers (Art. 17) der Cons
fination, und im Falle der Ueberfdhreitung derfelben den durdh die Polizei s Werordnung
som 11. Geptember 1807, §. 22 bievauf gefesten Strafen.




